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DR .  FRANK-WALTER STEINMEIER  

 

An die Mitglieder der SPD 

 

Berlin, den 08. September 2014 

 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

 

In diesen Tagen erreichen mich Briefe von Bürgerinnen und Bürgern, die Angst haben. Ältere 

Menschen fragen mich: Kehrt der Krieg nach Europa zurück? Junge Menschen fragen mich: Ist es 

vorbei mit der offenen und friedlichen Welt, in der ich aufwachse?  

An den Fernsehschirmen sehen wir immer neue Bilder von rollenden Panzern, ausgebrannten 

Fahrzeugen und fliehenden Menschen. In den Nachrichten vom NATO-Gipfel ist die Rede von 

mehr Soldaten in Osteuropa.  

Es ist wahr: Mit der Ukraine-Krise ist die Frage von Krieg und Frieden auf unseren Kontinent 

zurückgekehrt. Die Sicherheit und Einheit der Ukraine sind in Gefahr. Die Nato diskutiert darüber, 

ob Russland vom Partner wieder zum Gegner geworden ist. 

Vor genau 25 Jahren fiel der Eiserne Vorhang und mit ihm die zynische Konfrontationslogik des 

Kalten Krieges. Heute leben wir unter dem Schutz einer kooperativen Friedensordnung, an der 

Generationen von Politikern seit dem Helsinki-Prozess gearbeitet haben. Ausgerechnet 25 Jahre 

nach dem Mauerfall stellt Russland diese Ordnung in Frage.  

 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Es steht viel auf dem Spiel. Mehr denn je kommt es auf eine kluge und besonnene deutsche 

Außenpolitik an. 

Dieser Friedenspolitik sind gerade wir Sozialdemokraten seit Willy Brandt verpflichtet. Wir stehen 

ein für die Friedensordnung in Europa. Diese Ordnung hat klare Prinzipien: gemeinsame Sicherheit, 

politische Konfliktlösung, Achtung des Völkerrechts,  internationale Zusammenarbeit. 

 Diesen Prinzipien ist Deutschland in der Ukraine-Krise von Anfang an gefolgt und hat sie gegen 

manche Kritik verteidigt. Es ist gut, dass sich die NATO in Wales dazu – einschließlich der NATO-

Russland-Grundakte– noch einmal ausdrücklich bekennt.  

Was heißt das im Einzelnen? 



2 

 

 

Erstens: Wir stehen zu unserer Bündnisverantwortung. Unsere östlichen Nachbarn sind zu Recht 

verunsichert und fühlen sich vom russischen Verhalten bedroht. Wir nehmen ihre Ängste ernst. 

Denn unsere eigene Sicherheit ist untrennbar mit der unserer Nachbarn und Partner verbunden.  

Deshalb hat Deutschland frühzeitig Vorschläge eingebracht, wie wir unsere Partner in der leider 

veränderten Bedrohungslage besser schützen können. Diese Vorschläge haben wir beim NATO-

Gipfel in den sogenannten Readiness Action Plan gegossen. Dieser Plan erhöht die 

Reaktionsfähigkeit unseres Bündnisses an seiner Ostgrenze, ohne eine dauerhafte Verlegung von 

Kampftruppen nach Polen oder ins Baltikum. 

 

Zweitens: Die Ukraine-Krise kann nur politisch gelöst werden. Daran arbeiten wir beharrlich 

weiter. Deutschland hat verschiedene diplomatische Initiativen eingebracht und Foren entwickelt, in 

denen alle Seiten vertreten sind und miteinander verhandeln können: das Kontaktgruppen-Format, 

die Treffen von Genf und Berlin, der Nationale Dialog und insbesondere die OSZE-Mission in der 

Ukraine. Wir werden diese Foren weiter stärken. Und wir unterstützen die Ukraine weiter dabei, 

ihre nationale Einheit zu bewahren, erfolgreiche freie Wahlen im Herbst abzuhalten und die innere 

Versöhnung des Landes zu beginnen.  

Doch am Ende liegt der Schlüssel bei den beiden Konfliktparteien Ukraine und Russland selbst. 

Wir haben lange auf direkte Gespräche zwischen Präsident Poroschenko und Präsident Putin 

hingearbeitet. Das ist gelungen. Nun müssen wir hoffen, dass die am Freitag in Minsk getroffene 

Übereinkunft dafür sorgt, dass endlich die Waffen schweigen.  

Doch eine Glaubenssache ist das nicht! Punkt für Punkt lässt sich überprüfen, ob die Minsker 

Vereinbarung eingelöst wird. Ob daraus ein dauerhafter Waffenstillstand wird, hängt weiter vom 

Willen Moskaus und Kiews ab, die großen offenen Fragen politisch zu lösen und aus der 

militärischen Logik auszubrechen.  

Der Weg zu einer Lösung ist schwer, aber allen, die Sorgen haben, sagen wir auch: Der Weg muss 

ein politischer und darf kein militärischer sein. Deshalb werden wir weder militärisch noch 

rhetorisch aufrüsten. Und wenn wir schon hundert diplomatische Türen geöffnet haben: Wir werden 

auch die hundert-und-erste Klinke nicht scheuen.  

In diesem Erinnerungsjahr 2014 lehrt die Geschichte uns eben zweierlei: einerseits, wie wichtig der 

Schutz des gemeinsamen Bündnisses – andererseits, wie katastrophal die Folgen, wenn eine rein 

militärische Logik die Diplomatie beiseite drängt. Christopher Clark hat auf der Fraktionsklausur in 

Hamburg noch einmal daran erinnert: Abschottung, Isolation und das Kappen der Gesprächskanäle 

sind im Zweifel die größere Gefahr. 

 

Drittens: Wir brauchen internationale Kooperation statt Konfrontation. Denn dem Frieden ist mit 

Kooperation besser gedient als mit Konfrontation.  
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Eine Vielzahl von Krisenherden und Konflikten lodern auf dieser Welt, und sie alle brauchen den 

Einsatz der internationalen Gemeinschaft. Durch die Zuspitzung im Ukraine-Konflikt ist der 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen praktisch blockiert. Auch deshalb brauchen wir eine 

politische Lösung in der Ukraine, und eine Entkrampfung hoffentlich bis zum Beginn der VN-

Generalversammlung am Ende des Monats! 

  

Liebe Genossinnen und Genossen, 

Die Welt ist aus den Fugen. Niemand hätte im vergangenen Jahr die Krisendynamik erahnen 

können, die unsere Außenpolitik heute auf eine harte Probe stellt.  

Ja, es sind bedrohliche Zeiten, aber beirren können sie uns nicht! Dazu gibt es auch keinen Grund: 

Wir haben einen klaren friedenspolitischen Kompass, wir haben Prinzipien von Diplomatie, 

Sicherheit, Konfliktlösung und Kooperation, und wir haben Partner und Bündnisse, die diese 

Prinzipien teilen.  

Wo unser Handeln gefordert ist, da sind unsere Überzeugungen umso wichtiger! Wir werden 

beharrlich an Lösungen arbeiten, unbeirrt in unseren Überzeugungen, offen für den Dialog, mit 

Nerven und mit Augenmaß. 

 

Mit besten Grüßen 

 

 

 


